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21-06-29 Bebauungsvorschriften (21-06-02) 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen und die örtlichen Bauvorschriften werden für 
den Änderungsbereich (Deckblatt) des Bebauungsplanes „Hinterruckenhaag-
Binnäcker“ wie folgt neu erlassen:  

1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I 
S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. 
I S. 1728) 

▪ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786) 

▪ Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 
357, 358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18.07.2019 (GBl. S. 313) 

▪ § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 02.12.2020 (GBl. S. 1095, 1098) 

 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Im Allgemeinen Wohngebiet sind von den nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen die Nrn. 4 und 5 (Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht 
zulässig.  

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung ist den Nutzungsschablonen in der Planzeichnung 
zu entnehmen und wird bestimmt durch den angegebenen Wert der 

▪ Zahl der Vollgeschosse,  
▪ Grundflächenzahl (GRZ),  
▪ Geschossflächenzahl (GFZ), 
▪ Höhe der baulichen Anlagen. 

1.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

1.3.1 Die maximale Traufhöhe (TH) der Hauptgebäude in Meter über Normalnull ist dem 
Planeintrag zu entnehmen. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der äußeren Wand-
fläche mit der Oberkante der Dachhaut.  

1.3.2 Die maximale Firsthöhe (FH) der Hauptgebäude in Meter über Normalnull ist dem 
Planeintrag zu entnehmen. Als Firsthöhe gilt die obere Dachbegrenzungskante.  

1.4 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Es gilt die offene Bauweise, wobei nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig sind.  

1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

1.5.1 Maßgebend für die überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sind die Bau-
grenzen im zeichnerischen Teil. 
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1.6 Stellung baulicher Anlagen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 

1.6.1 Die Stellung der baulichen Anlagen der Hauptgebäude (Hauptfirstrichtung) ist der 
Planzeichnung zu entnehmen. 

1.6.2 Nebengebäude und untergeordnete Dächer können eine andere Firstrichtung auf-
weisen. 

1.7 Garagen, Carports und Stellplätze  
(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB, § 12 und § 14 BauNVO)  

1.7.1 Offene Kfz-Stellplätze und Fahrrad-Stellplätze sind im gesamten Baugebiet zuläs-
sig. 

1.7.2 Die maximale Traufhöhe von Garagen und Carports beträgt 3,5 m bezogen auf das 
natürliche Gelände gemessen an den vier äußeren Gebäudeeckpunkten (arithmeti-
sches Mittel). 

1.7.3 Garagen und Carports sind im gesamten Baugebiet zulässig, solange sie zur öffent-
lichen Verkehrsfläche einen Mindestabstand von 5,0 m einhalten, gemessen senk-
recht zur Garagen- oder Carportöffnung. 

1.8 Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) 

1.8.1 Die maximale Traufhöhe von Nebenanlagen beträgt 3,5 m bezogen auf das natürli-
che Gelände gemessen an den vier äußeren Gebäudeeckpunkten (arithmetisches 
Mittel). 

1.8.2 Nebenanlagen mit mehr als 25 m³ Brutto-Rauminhalt sind außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen unzulässig. 

1.8.3 Nebenanlagen nach § 14 (2) BauNVO sind im gesamten Geltungsbereich zulässig. 

 
Hinweis: 
Für Nebenanlagen an der Grundstücksgrenze gelten die Höhen-, Flächen- und 
Längenbeschränkungen nach § 6 LBO. 

1.9 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

1.9.1 Wege-, Hof- und Stellplatzflächen sowie deren Zufahrten sind zur Versickerung des 
nicht schädlich verunreinigten Regenwassers in einer wasserdurchlässigen Bauwei-
se (z.B. Pflaster mit Rasenfugen bzw. anderen wasserdurchlässigen Fugen, Schot-
terrasen, wassergebundene Decke) auszuführen und nach Möglichkeit durch eine 
entsprechende Neigung (ggf. offene Rinne) an die angrenzenden Grünflächen an-
zuschließen.  

1.9.2 Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dächer sind im Bebauungsplangebiet nur zulässig, 
wenn sie beschichtet oder in ähnlicher Weise behandelt sind. Eine Kontamination 
des Bodens oder des Gewässers, in das anfallendes Oberflächenwasser eingeleitet 
wird, ist dauerhaft auszuschließen. 

1.9.1 Für die öffentliche und private Außenbeleuchtung wird zum Schutz nachtaktiver In-
sekten die Verwendung von UV-anteilarmer Beleuchtung festgesetzt (z. B. LED-
Lampen). Die Leuchten sind staubdicht und so auszubilden, dass eine Lichteinwir-
kung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt (streulichtarm). 
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2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBl. S. 
357, 358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18.07.2019 (GBl. S. 313) 

▪ § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 
24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 02.12.2020 (GBl. S. 1095, 1098) 

 
 

2.1 Dächer (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

2.1.1 Als Dachform sind Satteldächer festgesetzt.  

2.1.2 Die zulässige Dachneigung ist der Nutzungsschablone im zeichnerischen Teil zu 
entnehmen. Die Dachneigung direkt aneinander angrenzender Doppelhäuser muss 
einheitlich sein. Sollte keine Einigung erzielt werden, gilt 45° Dachneigung. Ein Ver-
satz der Firstlinie ist zulässig. 

2.1.1 Garagen und Carports sind entweder in das Gebäude einzubeziehen oder mit ei-
nem der Dachneigung des Hauptgebäudes entsprechenden Dach zu versehen. Un-
abhängig von der Dachform des Hauptgebäudes sind flache und flachgeneigte Dä-
cher (0° - 15° Dachneigung) von Garagen und Carports in Verbindung mit einer ve-
getativen Dachbegrünung (Mindestsubstrathöhe 10 cm, extensive Pflege) und als 
Terrassenflächen zulässig. 

2.1.2 Dachaufbauten sind in Form von Schlepp,- Giebel- oder Dreiecksgauben sowie 
Dacheinschnitte (Loggien) bis jeweils maximal 5,00 m Breite zulässig. Dies gilt auch 
für Widerkehren und Zwerchhäuser. Es ist nur eine Gaubenform pro Dachfläche zu-
lässig. Giebel- und Dreiecksgauben müssen mindestens dieselbe Dachneigung wie 
das Hauptdach aufweisen. Der seitliche Abstand der Dachaufbauten und Dachein-
schnitte zu den Ortgängen (seitliche Dachbegrenzungskante) sowie zueinander 
muss mindestens 1,00 m betragen. Der Abstand der Dachaufbauten und Dachein-
schnitte zum Hauptfirst, gemessen parallel zur Dachfläche, muss mindestens 
1,00 m betragen. Bei Herstellung einer Widerkehr kann auf den oberen Abstand 
verzichtet werden. 

2.1.3 Als Dacheindeckung sind ausschließlich rote, braune, graue bis schwarze Ziegel 
oder Dachsteine zulässig. Die Dachfarbe direkt aneinander angrenzender Hausein-
heiten muss einheitlich sein. Dachbegrünungen sind zulässig.  

2.1.4 Wellfaserzement, Dachpappe und glänzende oder reflektierende Materialien sind im 
gesamten Gebiet nicht zulässig. Davon ausgenommen sind Anlagen, die der sola-
ren Energiegewinnung dienen (z.B. Photovoltaikanlagen, Sonnenkollektoren, etc.). 

2.1.5 Anlagen, die der solaren Energiegewinnung dienen (Photovoltaik, Solartherme), 
sind ausschließlich am Gebäude zulässig und aus reflektionsarmen Material (blend-
frei) herzustellen. Aufgeständerte Anlagen, die der solaren Energiegewinnung die-
nen, sind ausschließlich auf flachen und flachgeneigten Gründächern bis 10° Dach-
neigung zulässig.  

2.2 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

2.2.1 Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind gärtnerisch als Vegetationsflä-
che zu gestalten und dauerhaft zu unterhalten. 
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2.2.2 Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Abfallplätze und Lagerplätze sind dauerhaft 
gegenüber dem Straßenraum und anderen öffentlichen Räumen abzuschirmen und 
gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. Die Anlagen zur Abschirmung sind - 
sofern es sich bei diesen nicht bereits um Gehölze (Hecken) handelt - zu begrünen 
(Kletterpflanzen oder Spalierbäume).  

Hinweis:  

Flächenabdeckungen mit Schotter/ Kies zur Gestaltung der Gartenflächen (z.B. so-
genannte Schottergärten) sind gemäß § 21a (2) NatSchG nicht zulässig. 

2.3 Einfriedungen und Mauern (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

2.3.1 Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind Einfriedungen nur bis zu einer Höhe 
von maximal 0,80 m zulässig. Der Abstand von Hecken und Hinterpflanzungen zur 
öffentlichen Verkehrsfläche beträgt mindestens 0,50 m. 

2.3.2 Im gesamten Plangebiet gilt für Einfriedungen:  

• Maschendraht und Drahtzäune sind nur mit Heckenhinterpflanzung zulässig 

• Die Verwendung von Stacheldraht ist unzulässig. 

• Geschlossene Einfriedungen (Beton- oder Natursteinmauern) sind nur bis zu 
einer Höhe von maximal 0,8 m zulässig.  

2.4 Außenantennen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 

Außenantennen und/ oder Parabolanlagen sind an einem Standort am Wohngebäu-
de zu konzentrieren.  

2.5 Stellplatzverpflichtung (§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen wird auf 1,5 Stellplätze pro Wohneinheit 
festgesetzt. Bruchteile einer Stellplatzzahl sind auf die nächste volle Stellplatzzahl 
aufzurunden. 

2.6 Anlagen zum Sammeln und Rückhalten von Niederschlagswasser 
(§ 74 (3) Nr. 2 LBO) 

Eine gezielte Versickerung im Schluff darf nur erfolgen, wenn die Versickerungsfä-
higkeit am geplanten Standort der Versickerungsanlage mittels eines Versicke-
rungsversuchs nachgewiesen wurde. Auf Ziffer 10. des geotechnischen Gutachtens 
wird hingewiesen.  

Alternativ ist zur Rückhaltung des anfallenden Niederschlagswassers ist eine Re-
tentionszisterne herzustellen. Es ist dazu ein Rückhaltevolumen von mindestens 4,0 
m³ in Form von bewirtschaftbarem Zisternenvolumen zur Verfügung zu stellen. Der 
Ablauf des bewirtschaftbaren Volumens erfolgt gedrosselt auf max. 0,2 l/sek und 
100 m³. Der Ablauf sowie der Notüberlauf erfolgt durch Anschluss an das Gewässer 
Seegraben.  

 

HINWEISE:  

Die Entwässerungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik herzustellen und bedürfen der Abnahme durch die Gemeinde Teningen. Regen-
wassernutzungsanlagen sind nach § 13 Trinkwasserverordnung dem Gesundheits-
amt schriftlich anzuzeigen.  
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3 NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME 

Wasserschutzgebiet 

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone IIIB des fachbehördlich festgesetzten Was-
serschutzgebiets WSG-Malterdingen TB Gewann Stöckfeld mit der WSG-Nr-Amt 
316038. Einschlägige Schutzbestimmungen (Schutzgebietsverordnung) sind des-
halb zu beachten. Es wird darauf hingewiesen, dass diese Rechtsverordnung be-
stimmte Handlungen / Maßnahmen / Nutzungen grundsätzlich verbietet oder ein-
schränkt. 

Gewässerrandstreifen  

Auf die in den Gewässerrandstreifen geltenden gesetzlichen Regelungen des Was-
sergesetzes Baden-Württemberg und des Wasserhaushaltsgesetzes wird hingewie-
sen. Im Gewässerrandstreifen ist gemäß § 38 (4) WHG (Stand: 30.06.2020) i.V.m. § 
29 (2) und (3) WG (Stand: 17.12.2020) nicht zulässig: 

• die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen, soweit sie nicht standort-
gebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich sind, 

• das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern, soweit die Besei-
tigung nicht für den Ausbau oder die Unterhaltung des Gewässers, zur Pflege 
des Bestandes oder zur Gefahrenabwehr erforderlich ist, 

• das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern. 

4 HINWEISE 

4.1 Sichtfelder an Grundstückszufahrten 

Der private Grundstückseigentümer hat dafür Sorge zu tragen, dass im Bereich von 
Grundstückseinfahrten eine ausreichend Ein- und Ausfahrtssicht gewährleistet wird. 
Beeinträchtigungen beispielsweise durch Bepflanzungen über 0,80 m sind auszu-
schließen. 

4.2 Grundstücksentwässerung 

Häusliche Abwässer sind unmittelbar in das Ortskanalnetz abzuleiten. Dränagewas-
ser darf in die Kanalisation nicht eingeleitet werden. 

Da die öffentliche Kanalisation im Trennsystem ausgeführt ist, ist auf eine richtige 
und vollständige Trennung des Abwassers zu achten: Häusliche Abwässer sowie 
belastetes Niederschlagswasser sind in den Schmutzwasserkanal abzuleiten. 

4.3 Grundwasser 

Im Falle einer Unterkellerung ist die vorhandene Grundwassersituation (MHW und 
HHW) durch ein hydrogeologisches Gutachten eines Ingenieurbüros zu ermitteln. 
Gründungen unter MHW sind grundsätzlich unzulässig. 

Zur Beschreibung der Grundwasser- /Untergrundsituation sind in der Regel Bohrun-
gen / Erdaufschlüsse erforderlich. Es wird darauf hingewiesen, dass für Bohrungen 
über 10 m Tiefe und grundsätzlich für alle Erdaufschlüsse / Bohrungen, die das 
Grundwasser erreichen, ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren erforderlich ist. 

4.4 Hochwasser 

Auf eine mögliche Überflutungsgefahr infolge abfließenden Wassers bei Starkrege-
nereignissen und auf eine hochwasserangepasste Bauweise (Schutz bei Licht-
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schächten, Türen, etc.) wird hingewiesen. 

4.5 Denkmalschutz 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde 
entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde um-
gehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, 
Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmal-
schutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 - Archäologi-
sche Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG 
wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz 
ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

4.6 Geotechnik 

Das Plangebiet liegt regionalgeologisch im Verbreitungsgebiet quartärer Sedimente 
terrestrischer Bildung (Löss, Lösslehm: Schluffe) über Festgesteinsserien des obe-
ren Muschelkalks (Kalkstein).  

Der geotechnischer Bericht ist den Bebauungsplanunterlagen beigefügt (Geotechni-
scher Bericht zum Bauvorhaben Dölder Bismarckstraße 15 in 79331 Teningen-
Köndringen, clayton Umwelt-Consult GmbH, 27.01.2021). 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen (z.B. zum 
genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser etc.) wird geotechnische Beratung durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen.  

4.7 Abfallentsorgung 

Im Hinblick auf die abfallwirtschaftlichen Belange ist das Gesetz zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Ab-
fällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I, Nr. 10, S. 
212) sowie die jeweils hierzu erlassenen Verordnungen in der jeweils geltenden 
Fassung zu beachten und anzuwenden. Hiernach gilt u.a. die Pflicht zur vorrangigen 
Verwertung von anfallenden Abfällen vor deren Beseitigung. Die Verwertung von 
Abfällen, hierzu zählt auch Bodenaushub welcher nicht wieder vor Ort eingebaut 
wird, hat ordnungsgemäß (also im Einklang mit allen öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten) und schadlos (Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit sind nicht zu 
erwarten, insbesondere keine Schadstoffanreicherung im Wertstoffkreislauf) zu er-
folgen. 

Grundsätzlich gilt der Vorrang der Abfallvermeidung sowie nachfolgend in genannter 
Rangfolge die Vorbereitung zur Wiederverwendung, das Recycling, die sonstige 
Verwertung (insbesondere energetische Verwertung und Verfüllung) vor der Besei-
tigung von Abfällen (§ 3 Abs. 19 bis 26 und § 6 KrWG). 

Die Grundstücke innerhalb des Bebauungsplans unterliegen dem Anschluss- und 
Benutzungszwang an die öffentliche Einrichtung Abfallentsorgung des Landkreises 
Emmendingen. Die anfallenden Abfälle sind deshalb der öffentlichen Abfallentsor-
gung zu überlassen. 

Dies gilt auch für die Siedungsabfälle von Gewerbebetrieben. Diese haben ebenfalls 
Abfallbehälter des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers im angemessenen Um-
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fang, mindestens aber einen Behälter, zu nutzen. 

In diesem Zusammenhang sind die Belange der Müllabfuhr bei der Planung der Er-
schließungsanlagen mit einzubeziehen 

4.8 Bodenschutz  

Allgemeine Bestimmungen 

▪ Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur soviel Mutterboden abge-
schoben wird, wie für die Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist. 
Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflä-
chen ist nicht zulässig. 

▪ Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden (dunkelt 
beim Befeuchten nach) und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 

▪ Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von 
Mutterboden und Unterboden durchzuführen. 

▪ Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des 
Massenausgleichs, der Geländemodellierung usw. darf der Mutterboden des 
Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für die 
Auffüllung ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 

▪ Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maß zu 
beschränken, wo möglich, sind Oberflächenbefestigungen durchlässig zu gestal-
ten. 

▪ Unbrauchbare und/oder belastete Böden sind von verwertbarem Bodenaushub 
zu trennen und vorrangig (eventuell zuvor aufbereitet) der Verwertung oder einer 
zulässigen Deponierung zuzuführen. Das Herstellen von Gemischen aus belas-
teten und unbelasteten Böden ist unzulässig. 

▪ Anfallender Bauschutt (z.B. bei Erschließungsarbeiten) ist ordnungsgemäß und 
schadlos in einer zugelassenen Bauschuttrecyclinganlage zu verwerten; er darf 
nicht als An- bzw. Auffüllmaterial (Mulden, Baugrube, Arbeitsgraben usw.) be-
nutzt werden. Falls eine Verwertung aufgrund der Verunreinigung u.a. mit 
Schadstoffen nicht möglich ist, ist dieser ordnungsgemäß auf einer entspre-
chend zugelassenen Deponie zu beseitigen. 

▪ Nach den Regelungen des Kreislaufwirt-schaftsgesetzes (KrWG) gelten der 
Grundsatz der Abfallvermeidung sowie die Rangfolge der Verwertung von Abfäl-
len vor deren Beseitigung. Nach § 3 Abs. 3 des Landes-
Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) vom 31.12.2020 ist darauf hinzuwirken, 
dass bei der Ausweisung von Baugebieten und der Durchführung von Bauvor-
haben ein Erdmassenausgleich durchgeführt wird. Dabei sollen durch die Fest-
legung von Straßen- und Gebäudeniveaus die bei der Bebauung zu erwarteten 
anfallenden Aushubmassen vor Ort verwendet werden. Dies gilt in besonderen 
Maße in Gebieten mit erhöhten Belastungen nach § 12 Abs. 10 der Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung. Für nicht verwendbare Aushubmassen 
sollen entsprechende Entsorgungsmöglichkeiten eingeplant werden.  

▪ Verwertungsmöglichkeiten bestehen insbesondere im Landschaftsbau, in Auf-
füllmaßnahmen oder beim Einbau in technische Bauwerke. 

▪ Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder 
erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen wer-
den können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden.  

▪ Zur Vermeidung und Verminderung der Auswirkungen auf den Boden während 
der Erschließung und anderer Bauphasen sind die technischen Regelwerke DIN 
19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, DIN 
19731 „Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial“, DIN 18915 „Ve-
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getationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten“ und Heft 10 des Umwelt-
ministeriums Baden-Württemberg „Erhaltung fruchtbaren und kulturfähigen Bo-
dens bei der Flächeninanspruchnahme“ zu berücksichtigen. 

 

Bestimmungen zur Verwendung und Behandlung von Mutterboden 

▪ Ein Überschuss an Mutterboden soll nicht zur Krumenerhöhung auf nicht in An-
spruch genommenen Flächen verwendet werden. Er ist anderweitig zu verwen-
den (Grünanlagen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen) oder wiederverwert-
bar auf geeigneten (gemeindeeigenen) Flächen in Mieten zwischenzulagern. 

▪ Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2 m 
hoch locker aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet 
ist. 

▪ Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch Auf-
lockerung bis an wasserdurchlässige Schichten zu beseitigen, damit ein ausrei-
chender Wurzelraum für die geplante Bepflanzung und eine flächige Versicke-
rung von Oberflächenwasser gewährleistet sind. 

▪ Die Auftragshöhe des verwendeten Mutterbodens soll 20 cm bei Grünanlagen 
und 30 cm bei Grabeland nicht überschreiten.  

 

Offenkundige, bislang unbekannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast 
oder schädlichen Bodenveränderung im Zuge der geplanten Bebauung sind der Un-
teren Bodenschutz- und Altlastenbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

Werden im Zuge der Bauarbeiten stoffliche Bodenbelastungen angetroffen, ist das 
weitere Vorgehen mit der Abfallrechtsbehörde des Landratsamt Emmendingen 
(07641/451-499 o. 223, E-Mail: gia@landkreis-emmendingen.de) abzustimmen. 

4.9 Rodungszeiten 

Bäume und Sträucher dürfen entsprechend der Vorgabe des BNatSchG nicht in der 
Zeit zwischen 1. März bis zum 30. September abgeschnitten, auf den Stock gesetzt, 
oder beseitigt werden. 

 

 

 

 

Teningen, den  
 
 
 
 
 
 
Bürgermeister  Planverfasser 
 
 
 
 
 
 

  

mailto:gia@landkreis-emmendingen.de
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Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen und der örtlichen Bauvor-
schriften mit den hierzu ergangenen Be-
schlüssen des Gemeinderates der Gemeinde 
Teningen übereinstimmen. 
 
 
Teningen, den  
 
 
 
Heinz-Rudolf Hagenacker 
Bürgermeister 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB öffentlich be-
kannt gemacht worden ist. Tag der Be-
kanntmachung und somit Tag des Inkrafttre-
tens ist der __.__:____. 
 
 
 
Teningen, den  
 
 
 
Heinz-Rudolf Hagenacker 
Bürgermeister 

 
 


